
AGB - SOFTWAREENTWICKLUNG 

1 GELTUNGSBEREICH  
1.1. TotalMotion (Ralph Hübner, Burgstr. 77, 53177 Bonn) nachstehend Auftragnehmer genannt - erbringt 
seine Leistungen ausschließlich auf der Grundlage dieser allgemeinen Geschäftsbedingungen (im 
folgenden "AGB" genannt) . 

1.2. Abweichende, entgegenstehende oder ergänzende AGBs des Auftraggebers werden, selbst bei 
Kenntnis, nicht Vertragsbestandteil, es sei denn, ihrer Geltung wird ausdrücklich zugestimmt. 

1.3. Der Auftragnehmer kann Änderungen an den AGBs vornehmen. Widerspricht der Auftraggeber nicht 
binnen 2 Wochen, fließen die Änderungen in laufende Verträge ein. 

2 ANGEBOT UND VERTRAGSSCHLUSS 
2.1. Angebote oder Kostenvoranschläge sind, soweit nicht anders vermerkt, freibleibend. 

2.2. Die Auftragserteilung durch den Auftraggeber stellt ein bindendes Angebot dar, das der 
Auftragnehmer innerhalb von zwei Wochen durch Zusendung einer Auftragsbestätigung in Textform (also 
auch per E-Mail) oder durch Übergabe des Werkes annehmen kann. 

2.3. Nebenabreden, Änderungen, Ergänzungen usw. bedürfen der schriftlichen Bestätigung durch den 
Auftragnehmer. E-Mail gilt als Schriftform. 

2.4. Im Falle der Nichterfüllung des Vertrages aus Gründen, die der Besteller zu vertreten hat, kann der 
Auftragnehmer pauschal 25% des Auftragswertes berechnen. 

3 LEISTUNGSBESCHREIBUNG, LEISTUNGSÄNDERUNGEN 
3.1. Soweit sich die Anforderungen des Auftraggebers noch nicht aus der Aufgabenstellung laut Vertrag 
ergeben, detailliert der Auftragnehmer sie mit Unterstützung des Auftraggebers und erstellt eine 
Spezifikation darüber (Pflichtenheft). Das Pflichtenheft ist verbindliche Vorgabe für die weitere Arbeit. Das 
Pflichtenheft kann im Laufe der Umsetzung in Software in Abstimmung mit dem Auftraggeber verfeinert 
oder geändert werden. Erkennt der Auftragnehmer, dass die Aufgabenstellung fehlerhaft, nicht eindeutig 
oder mit vertretbaren Arbeitsaufwand nicht ausführbar ist, teilt er dies unverzüglich dem Auftraggeber mit. 
Daraufhin entscheidet dieser unverzüglich über das weitere Vorgehen. 

3.2. Ändert der Auftraggeber seine Aufgabenstellung im Ganzen oder zu Teilen, ist der Auftragnehmer 
berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten. Bis dato entstandene Kosten sind vom Auftraggeber zu 
begleichen. 

3.3. Soweit sich die Realisierung eines Änderungswunsches auf die Vertragsbedingungen auswirkt oder 
einen höheren Arbeitsaufwand zur Folge hat, kann der Auftragnehmer eine angemessene Anpassung der 
Vertragsbedingungen, insbesondere die Erhöhung der Vergütung bzw. die Verschiebung der Termine, 
verlangen. 

3.4. Soweit eine Ursache, die der Auftragnehmer nicht zu vertreten hat, die Termineinhaltung 
beeinträchtigt, kann der Auftragnehmer eine angemessene Verschiebung der Termine verlangen. Erhöht 
sich der Aufwand und liegt die Ursache im Verantwortungsbereich des Auftraggebers, kann der 
Auftragnehmer auch die Vergütung seines Mehraufwands verlangen. 

3.5. Ereignisse höherer Gewalt, die einer Partei eine Leistung wesentlich erschweren oder unmöglich 
machen, berechtigen die betroffene Partei, die Erfüllung dieser Verpflichtung um die Dauer der 
Behinderung und eine angemessene Anlaufzeit hinauszuzögern. Ist aufgrund der Art der Behinderung 
nicht zu erwarten, dass die Leistung innerhalb zumutbarer Zeit erbracht werden kann, ist jede Partei 
berechtigt, wegen des noch nicht erfüllten Teils der Leistung ganz oder teilweise von diesem Vertrag 
zurückzutreten.  
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4 ARBEITSORT, KOOPERATION, VERPFLICHTUNGEN DER PARTEIEN 
4.1. Die Arbeiten werden nur bei Bedarf und falls vorher vereinbart im Ganzen oder zu Teilen beim 
Auftraggeber durchgeführt. 

4.2. Der Auftraggeber hat einen verantwortlichen Ansprechpartner zu nennen, der Entscheidungen treffen 
oder herbeiführen kann. Der Ansprechpartner hat Entscheidungen schriftlich festzuhalten. Der 
Ansprechpartner steht dem Auftragnehmer für notwendige Informationen zur Verfügung. Der 
Auftragnehmer wird den Auftraggeber auf Wunsch über den Stand der Arbeiten unterrichten. 

4.3. Der Auftraggeber ist verpflichtet, den Auftragnehmer soweit erforderlich zu unterstützen und in seiner 
Betriebssphäre alle zur ordnungsgemäßen Auftragsausführung erforderlichen Voraussetzungen zu 
schaffen. Der Auftraggeber stellt auf Wunsch des Auftragnehmers unentgeltlich einen Arbeitsplatz und 
Arbeitsmittel gemäß den Anforderungen des Auftragnehmers zur Verfügung, falls die Arbeit im Ganzen 
oder zum Teil vor Ort ausgeführt werden soll oder muss. 

4.4. Der Auftraggeber wird, sofern nötig, die für die Installation oder den Betrieb der zu erstellenden 
Software notwendigen Einrichtungen bereitstellen, erwerben oder den Auftragnehmer hierzu beauftragen. 
Das gilt insbesondere für das erforderliche Betriebssystem, Datenbank-, Telekommunikations- und 
Serviceprogramme (Tools) in der jeweils aktuellen bzw. erforderlichen Version, sowie für sonstige 
erforderliche Software. Der Auftraggeber sorgt für die notwendigen Nutzungsrechte. Auch die Pflege, 
insbesondere die Aktualisierung solcher Software, die der Auftraggeber bereitstellt, ist Sache des 
Auftraggebers. 

4.5. Der Auftraggeber stellt unentgeltlich alle zu Einarbeitung und Durchführung der Arbeiten 
notwendigen Unterlagen, Leistungen und Informationen zur Verfügung. Der Auftraggeber verpflichtet sich 
zur rechtzeitigen Bereitstellung von Testdaten, die hinsichtlich Umfang, Struktur und Ausgestaltung für die 
zukünftige Anwendung notwendig sind. Die Vertragspartner werden im Einzelfall Einvernehmen darüber 
erzielen, wann und in welcher Weise die Mitwirkungsleistungen des Auftraggebers zu erbringen sind. Ihr 
Umfang richtet sich nach der Art der zu erbringenden Leistung. Falls es an einer einvernehmlichen 
Einigung fehlt, gibt der Auftragnehmer gegenüber dem Auftraggeber den Zeitpunkt an.  

4.6. Der Auftraggeber sichert dem Auftragnehmer zu, dass das übergebene Material frei von Patenten, 
Marken-, Urheber-, Lizenz- oder sonstigen Schutzrechten Dritter ist. Der Auftraggeber stellt diesbezüglich 
den Auftragnehmer von allen Ansprüchen frei. 

5 ABNAHME 
5.1. Der Auftraggeber verpflichtet sich, die Vertragsmäßigkeit der Software auf die wesentlichen 
Funktionen hin zu überprüfen und bei Vertragsmäßigkeit deren Abnahme schriftlich zu erklären. Die 
Prüffrist beträgt zwei Wochen nach schriftlicher Aufforderung zur Abnahme, falls nichts anderes vereinbart 
wurde. 

5.2. Die Software gilt als abgenommen, sobald nach Ablauf der Prüffrist auf die Dauer von weiteren zwei 
Wochen deren Nutzbarkeit nicht wegen gemeldeter Mängel erheblich eingeschränkt ist. 

5.3. Leistungen gelten als erbracht, wenn das erstellte Arbeitsresultat dem Auftraggeber übergeben wird. 

5.4. Bei geringfügigen Mängeln darf die Abnahme nicht verweigert werden. Mängel sind dann als 
geringfügig anzusehen, wenn die vereinbarte Funktion nicht wesentlich beeinträchtigt ist. 

6 NUTZUNGSRECHT 
6.1. Sofern nicht schriftlich etwas anderes vereinbart wurde, erhält der Auftraggeber nach Abnahme und 
vollständiger Begleichung aller Leistungsrechnungen ein einfaches, nicht übertragbares, unkündbares 
Nutzungsrecht für alle Nutzungsarten an der durch den Auftragnehmer erstellten Software. Der 
Auftraggeber erhält den Quellcode der Software und darf diese für seine eigenen Zwecke 
weiterentwickeln. Darüber hinausgehende Nutzungs- und Verwertungshandlungen bedürfen der 
schriftlichen Vereinbarung bzw. Genehmigung. 
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6.2. Der Auftragnehmer darf selbst erstellte Teile der Software anderweitig verwerten, soweit §10 nicht 
Geheimhaltung gebietet oder bestimmte Teile bei Vertragsabschluss nicht explizit ausgeschlossen wurden. 

6.3. Der Arbeitnehmer hat das Recht den entwickelten Leistungsgegenstand, die eingesetzten 
Technologien und das Logo des Kunden, falls vorhanden, für Referenzzwecke im Internet oder auf 
Printmedien darzustellen. 

7 GEWÄHRLEISTUNG  
7.1. Der Auftragnehmer übernimmt die Gewährleistung für das funktionsfehlerfreie, mangelfreie Laufen 
der Software entsprechend der schriftlich vereinbarten Anforderungen. Die Funktionalität der Software 
kann nur unter den Bedingungen gewährt werden, die bei der Entwicklung gegenständlich waren 
(Betriebssystem, Scriptsprachen, Compiler usw.). Die Gewährleistungsfrist von 6 Monaten beginnt mit der 
Abnahme. 

7.2. Für etwaige Mängel leisten der Arbeitnehmer nach seiner Wahl Gewähr durch Nachbesserung oder 
Neuherstellung. Der Auftragnehmer kann seine Nachbesserungshandlung vom Vorliegen vorstehender 
Voraussetzungen abhängig machen. Sofern der Arbeitnehmer die Erfüllung ernsthaft und endgültig 
verweigert oder der Arbeitnehmer die Beseitigung des Mangels und Nacherfüllung wegen 
unverhältnismäßiger Kosten verweigert oder diese objektiv fehlgeschlagen ist, kann der Auftraggeber 
nach seiner Wahl nur Herabsetzung der Vergütung (Minderung) und ggf. Schadensersatz im Rahmen der 
nachfolgenden Haftungsbeschränkung verlangen. 

7.3. Der Auftraggeber hat Gewährleistungsansprüche nur, wenn gemeldete Mängel reproduzierbar sind 
oder durch maschinell erzeugte Ausgaben aufgezeigt werden können. Der Auftraggeber hat Mängel in 
nachvollziehbarer, schriftlicher Form unter Angabe der für die Mängelerkennung zweckdienlichen 
Informationen zu melden. Der Auftraggeber hat den Auftragnehmer soweit erforderlich bei der 
Beseitigung von Mängeln zu unterstützen, insbesondere auf Wunsch des Auftragnehmers einen 
Datenträger mit vom Auftragnehmer definiertem Dateninhalt zu übersenden und Arbeitsmittel zur 
Verfügung zu stellen. 

7.4. Der Auftragnehmer hat Mängel in angemessener Frist zu beseitigen. Der Auftraggeber kann eine 
angemessene Frist für die Beseitigung von Mängeln setzen. Schlägt die Mängelbeseitigung fehl, kann der 
Auftraggeber unter den gesetzlichen Voraussetzungen Herabsetzung der Vergütung, Rückgängigmachung 
des Vertrages oder im Rahmen von §9 Schadensersatz verlangen. 

7.5. Die Gewährleistung erlischt für solche Programme, die der Auftraggeber ändert oder in die oder 
deren Systemumgebung er ohne Rücksprache mit dem Auftragnehmer eingreift. Ausgenommen hiervon 
sind Eingriffe die nachweislich nicht im Zusammenhang mit der Mängelmeldung stehen. 

7.6. Der Auftragnehmer kann die Vergütung seiner Aufwendungen verlangen, soweit er auf Grund einer 
Mängelmeldung tätig geworden ist, ohne dass ein Mangel vorliegt. 

7.7. Der Auftragnehmer leistet Gewähr dafür, dass die von ihm gelieferte Software frei von Rechten Dritter 
ist, die einer vertragsgemäßen Nutzung entgegenstehen. Hiervon ausgenommen sind handelsübliche 
Eigentumsvorbehalte. 

7.8. Weitergehende Garantien im Rechtssinne erhält der Auftraggeber durch den Auftragnehmer nicht. 

8 HAFTUNG DES ANBIETERS FÜR SCHUTZRECHTSVERLETZUNGEN 
8.1. Wird die vertragsgemäße Nutzung durch Schutzrechte Dritter beeinträchtigt, so hat der Auftragnehmer 
unbeschadet der dem Auftraggeber zustehenden Ansprüche das Recht, in einem für den Auftraggeber 
zumutbaren Umfang nach dessen Wahl entweder die vertraglichen Leistungen so abzuändern, dass sie aus 
dem Schutzbereich herausfallen, gleichwohl aber den vertraglichen Bestimmungen entsprechen, oder die 
Befugnis zu erwirken, dass sie uneingeschränkt und ohne zusätzliche Kosten für den Auftraggeber 
vertragsgemäß genutzt werden können. 
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8.2. Der Auftragnehmer ist berechtigt, entsprechend den vorstehenden Regelungen dem Auftraggeber die 
Nutzung der Leistung zu untersagen, wenn ihm gegenüber schutzrechtliche Ansprüche geltend gemacht 
werden. 

8.3. Für vom Auftraggeber oder von einem Dritten, der vom Auftraggeber beauftragt wurde, übermitteltes 
Material übernehmt der Auftragnehmer keine Haftung, auch nicht für das bestehen von Schutzrechten 
Dritter. Soweit Daten an den Auftragnehmer - gleich in welcher Form - übermittelt wird, stellt der 
Auftraggeber Sicherheitskopien her. Für den Fall eines Datenverlustes ist der Auftraggeber verpflichtet, die 
betreffenden Datenbestände nochmals unentgeltlich an den Auftragnehmer zu übermitteln. Erhält der 
Auftraggeber zur Pflege seines Angebotes eine Nutzerkennung und ein Passwort, so ist er verpflichtet, 
dieses vertraulich zu behandeln und haftet für jeden Missbrauch, der aus einer unberechtigten 
Verwendung des Passwortes resultiert. 

8.4. Der Auftragnehmer gewährleistet, dass die im Rahmen dieses Vertrages erbrachten 
Leistungsergebnisse frei von Schutzrechten Dritter sind und dass nach seiner Erkenntnis auch keine 
sonstigen Rechte bestehen, die eine Nutzung entsprechend dieser Vereinbarung einschränken oder 
ausschließen. Die Parteien werden sich unverzüglich schriftlich gegenseitig benachrichtigen, falls gegen 
einen von ihnen Ansprüche wegen der Verletzung von Schutzrechten geltend gemacht werden. 

8.5. Der Auftragnehmer ist nicht berechtigt Rechtsberatung zu leisten. Für den Fall, dass der 
Auftragnehmer den Auftraggeber auf rechtliche Problemlagen hinweist und der Auftraggeber entscheidet, 
keinen Anwalt zu konsultieren, stellt der Auftraggeber den Auftragnehmer von der Haftung für das vom 
Auftragnehmer beschriebene Problemfeld frei. 

9 HAFTUNG DES AUFTRAGNEHMERS AUF SCHADENSERSATZ 
9.1. Für Schäden haftet der Auftragnehmer nur dann, wenn sie eine wesentliche Vertragspflicht in einer den 
Vertragszweck gefährdenden Weise verletzt hat oder der Schaden auf grobe Fahrlässigkeit oder Vorsatz 
zurückzuführen ist. Sofern nicht Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit vorliegt, ist jede Haftung auf den bei 
Vertragsabschluss vorhersehbaren Schaden begrenzt sowie im Übrigen auch jede Haftung 
ausgeschlossen, gleich aus welchem Rechtsgrund. Insbesondere gilt der Ausschluss auch für 
Datenverluste, entgangenen Gewinn, sonstige Vermögensschäden, Mangelfolgeschäden und mittelbare 
Mangelfolgeschäden. Als Einschränkung dazu, ist im Verkehr zwischen Unternehmern auch bei grobem 
Verschulden die Haftung begrenzt. Das gleiche gilt auch für Erfüllungsgehilfen oder gesetzliche Vertreter.  

9.2. Der vorgenannte Haftungsausschluss gilt ebenfalls für leicht fahrlässige Pflichtverletzungen unserer 
Erfüllungsgehilfen. 

9.3. Ansprüche des Auftraggebers auf Schadenersatz verjähren in einem Jahr ab Anspruchsentstehung, 
soweit nicht kürzere gesetzliche Verjährungsfristen bestehen. Dies gilt nicht für Schadenersatzansprüche, 
die aus einer vorsätzlichen Handlung, grob fahrlässigem Verhalten oder arglistigen Täuschung gegenüber 
dem Auftragnehmer begründet werden.  

9.4. Soweit eine Haftung für Schäden, die nicht auf der Verletzung von Leben, Körper oder Gesundheit des 
Auftraggebers beruhen, für leichte Fahrlässigkeit nicht ausgeschlossen ist, verjähren derartige Ansprüche 
innerhalb eines Jahres beginnend mit der Entstehung des Anspruches. 

9.5. Die Ansprüche aus dem Produkthaftungsgesetz bleiben unberührt. 

9.6. Der Auftragnehmer haftet für etwaige Schäden nur, falls der Auftragnehmer eine vertragswesentliche 
Pflicht (Kardinalpflicht) schuldhaft in einer den Vertragszweck gefährdenden Weise verletzt oder der 
Schaden auf grobe Fahrlässigkeit oder Vorsatz des Auftragnehmers zurückzuführen ist. 

9.7. Schadensersatzansprüche aus Unmöglichkeit oder Verzug der Leistung, aus positiver 
Forderungsverletzung, aus Verschulden bei Vertragsschluss und aus unerlaubter Handlung sind sowohl 
gegen den Anbieter als auch gegen dessen Erfüllungs- bzw. Verrichtungsgehilfen ausgeschlossen, soweit 
nicht vorsätzliches oder grob fahrlässiges Handeln vorliegt. Der Auftragnehmer haftet insbesondere nicht 
für mittelbare Schäden oder Folgeschäden. 
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9.8. Für einen einzelnen Schadensfall ist die Haftung auf diejenigen Schäden begrenzt, mit deren 
möglichem Eintritt bei Vertragsschluss der Auftragnehmer vernünftigerweise aufgrund von Mitteilungen 
des Auftraggebers rechnen musste, jedoch höchstens auf den Betrag des Auftragswertes in einem 
Schadensfall. Bei laufend zu zahlender Pauschale ist die Haftung auf die in dem Jahr zu zahlende Pauschale 
begrenzt, in dem der einzelne Schadensfall entstand. Der Auftraggeber kann bei Vertragsabschluss eine 
weitergehende Haftung gegen gesonderte Vergütung verlangen. 

9.9. Der Auftraggeber ist für die Sicherung seiner Datenbestände selbst verantwortlich. Dies gilt 
ausdrücklich auch vor Wartungs-, Service- und Installationsarbeiten, die vom Auftragnehmer oder in 
dessen Auftrag durchgeführt werden. Eine Haftung für den Verlust von Daten ist ausgeschlossen, soweit 
der Datenverlust nicht durch vorsätzliches oder grob fahrlässiges Handeln oder Unterlassen des 
Auftragnehmers verursacht wurde. Vor Wartungs-, Service- und Installationsarbeiten ist der Auftraggeber 
zu einer Sicherung seiner Datenbestände angehalten. 

10 DATENSCHUTZ, SCHWEIGEPFLICHT  
10.1. Hiermit weist der Auftragnehmer den Auftraggeber darauf hin, dass der Datenschutz für 
Datenübertragungen in offenen Netzen, wie z.B. dem Internet, nach dem derzeitigen Stand der Technik, 
nicht umfassend gewährleistet werden kann. Im Rahmen der Auftragsabwicklung verpflichtet sich der 
Auftragnehmer nach dem aktuellen Stand der Technik (z.B. Virenscanner, Firewall, Passwortschutz kritischer 
Daten) Vorsorge dafür zu treffen, dass Dritte nicht in den Besitz vertraulicher Daten des Auftraggebers 
gelangen. 

10.2. Der Auftragnehmer verpflichtet sich ohne zeitliche Beschränkung, über Geschäfts- und 
Betriebsgeheimnisse sowie über alle als vertraulich bezeichneten Informationen, die ihm im 
Zusammenhang mit der Auftragsausführung bekannt werden, Stillschweigen zu wahren. Die Weitergabe an 
nicht mit der Durchführung des Auftrags beschäftigte Personen darf nur mit schriftlicher Einwilligung des 
Auftraggebers erfolgen. 

10.3. Falls nicht ausdrücklich schriftlich etwas vereinbart ist, gelten die an den Auftragnehmer 
unterbreiteten Informationen nicht als vertraulich. Ausgenommen sind Pass- und Codewörter. 

10.4. Der Auftraggeber gestattet dem Auftragnehmer, alle zur Auftragsabwicklung notwendigen Daten 
elektronisch zu verarbeiten und zu speichern. 

11 PREISE UND ZAHLUNGSBEDINGUNGEN  
11.1. Alle angegebenen Preise verstehen sich zuzüglich der gesetzlichen Mehrwertsteuer zum Zeitpunkt 
der Rechnungsstellung.

11.2. Funktionalitäten, die in der zum Auftrag gehörenden Leistungsbeschreibung nicht beschrieben 
wurden, sind in der Aufwandseinschätzung auch nicht berücksichtigt worden, und damit auch nicht 
Bestandteil des Angebotes.  

11.3. Es gilt die zwischen den Vertragsparteien im Vertrag, im Angebot oder in schriftlichen 
Zusatzvereinbarungen festgelegte Vergütung. Wurden keine Zahlungsbedingungen festgelegt gelten 14 
Tage ab Rechnungsstellung.  

11.4. Für Leistungen, die nach Zeitaufwand berechnet werden können, soweit schriftlich nichts anderes 
vereinbart wurde, Zwischenrechnungen erstellt werden. Bei Projekten mit aufwandsbezogenen 
Abrechnungen und einer Entwicklungszeit über mehrere Kalendermonate erfolgt die Abrechnung 
monatlich. Für in sich abgeschlossene Leistungsteile kann nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen 
vom Auftragnehmer eine Abschlagszahlung in Höhe des erbrachten Leistungswertes verlangt werden.  

11.5. Wurde die Erbringung eines Services zu einem Festpreis vereinbart, so basiert dieser auf den zum 
Zeitpunkt der Unterzeichnung des Vertrages bekannten Grundlagen. Sollten sich diese Grundlagen 
während der Realisierung des Projektes wesentlich ändern, und war dies für den Auftragnehmer nicht 
voraussehbar, so kann der Auftragnehmer eine Anpassung des Festpreises verlangen. 
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11.6. Bei Projekten mit Festpreis und einem Auftragsvolumen ab 7.500 EUR wird ein Drittel der 
vereinbarten Summe sofort bei Auftragserteilung fällig. Das zweite Drittel wird bei Auslieferung und das 
dritte Drittel nach Abnahme der Software durch den Kunden fällig, spätestens allerdings 20 Arbeitstage 
nach Auslieferung bzw. 10 Tage nach der Abschlusspräsentation des Projektes. 

11.7. Der Auftraggeber ist verpflichtet, die Vergütung der auf der Rechnung angegebenen Frist zu 
bezahlen. Ein Widerspruch gegen die Abrechnung und die darin enthaltenen und beigefügten 
Festsetzungen ist nur schriftlich binnen zwei Wochen nach Zugang der Abrechnung möglich.  

11.8. Befindet sich der Auftraggeber in Zahlungsverzug oder wird dem Auftragnehmer eine wesentliche 
Verschlechterung seiner wirtschaftlichen Verhältnisse bekannt, ist der Auftragnehmer berechtigt, die 
Erbringung weiterer Leistungen auch aus anderen Verträgen zu verweigern. Die Verpflichtung des Kunden 
zur Zahlung bleibt davon unberührt. 

11.9. Im Falle des Zahlungsverzuges ist der Auftragnehmer berechtigt, Verzugszinsen in gesetzlicher Höhe 
zu berechnen. Der Auftragnehmer kann das Vertragsverhältnis fristlos kündigen, sofern der Kunde mit der 
Bezahlung eines nicht unerheblichen Teils einer Rechnung mehr als drei Monate in Verzug ist. 

11.10. Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer unverzüglich mitzuteilen, wenn ein Insolvenzverfahren 
über sein Vermögen beantragt oder eröffnet wird oder er seine Zahlungen einstellt. 

12 EIGENTUMSVORBEHALT 
12.1. Die vom Auftraggeber im Auftrag erstellte Software bleibt bis zur vollständigen Bezahlung Eigentum 
von Auftragnehmer. 

12.2. An Abbildungen, Zeichnungen, Kalkulationen und sonstigen Unterlagen behält der Arbeitnehmer die 
Eigentums- und Urheberrechte vor. Dies gilt auch für solche schriftlichen Unterlagen, die als „vertraulich“ 
bezeichnet sind. Vor ihrer Weitergabe an Dritte bedarf der Auftraggeber die ausdrückliche schriftliche 
Zustimmung des Arbeitnehmers. 

13 TERMINE  
13.1. Termine sind nicht verbindlich. Eine Gewährleistung für die Einhaltung bestimmter Termine wird nur 
bei ausdrücklicher schriftlicher Bestätigung übernommen. 

13.2. Der Arbeitnehmer hat Störungen durch Streik, Aussperrung, höhere Gewalt, Ausfall von Mitarbeitern 
ohne Verschulden, Verkehrsstörungen, Verzug des Vorlieferanten, behördliches Eingreifen und ähnliche 
Umstände nicht zu vertreten. Soweit der Auftragnehmer durch solche Umstände oder dadurch, dass 
Mitwirkungen oder Informationen des Auftraggebers ausstehen, in der Auftragsdurchführung behindert ist, 
gelten Termine um die Dauer der Behinderung und um eine angemessene Anlaufzeit nach Ende der 
Behinderung als verlängert. 

13.3. Alle Mahnungen und Fristsetzungen des Auftraggebers bedürfen zur Wirksamkeit der Schriftform. 
Gerät der Auftragnehmer mit einer Leistung oder Lieferung in Verzug, so entstehen Ansprüche, gleich 
welcher Art, erst ab dem fruchtlosen Ablauf einer Nachfrist, die mindestens 12 Arbeitstage betragen muss.  

14 SONDERLEISTUNGEN, NEBEN- UND REISEKOSTEN  
14.1. Sonderleistungen wie die Umarbeitung oder Änderung von erstellter Software werden nach dem 
Zeitaufwand entsprechend der üblichen Vergütung der Arbeitnehmer-Leistungen gesondert berechnet. 
Der Arbeitnehmer ist berechtigt, die zur Auftragserfüllung notwendigen Fremdleistungen im Namen und 
für Rechnung des Auftraggebers zu bestellen. Der Auftraggeber verpflichtet sich, dem Auftragnehmer 
entsprechende Vollmacht zu erteilen. Soweit im Einzelfall Verträge über Fremdleistungen im Namen und 
für Rechnung des Auftragnehmers abgeschlossen werden, verpflichtet sich der Auftraggeber, dem 
Auftragnehmer im Innenverhältnis von sämtlichen Verbindlichkeiten freizustellen, die sich aus dem 
Vertragsabschluss ergeben. Dazu gehört insbesondere die Übernahme der Kosten. Auslagen für 
technische Nebenkosten sind vom Auftraggeber zu erstatten. Reisekosten und Spesen für Reisen, die im 
Zusammenhang mit dem Auftrag zu unternehmen und mit dem Auftraggeber abgesprochen sind, werden 
vom Auftraggeber erstattet.  
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15 SCHLUSSBESTIMMUNGEN, SONSTIGES 
15.1. Der Auftragnehmer hat das Recht, sich zur Erfüllung der Leistung gemäß Angebot Dritte beizuziehen 
oder die Erfüllung Dritten zu übertragen. 

15.2. Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland. Die Bestimmungen des UN-Kaufrechts finden 
keine Anwendung. 

15.3. Sollte eine oder mehrere der Bestimmungen des Vertrages einschließlich dieser Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen ganz oder teilweise unwirksam sein oder werden, so wird die Wirksamkeit der 
übrigen Bestimmungen hiervon nicht berührt. Die ganz oder teilweise unwirksame Regelung soll durch 
eine Regelung ersetzt werden, deren wirtschaftlicher Erfolg dem der unwirksamen möglichst nahe kommt.  

15.4. Änderungen und Ergänzungen des Vertrages bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform.  

15.5. Gerichtsstand ist Bonn.  

15.6. Ist der Kunde Kaufmann, juristische Person des öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtliches 
Sondervermögen, so ist ausschließlicher Gerichtsstand für alle Streitigkeiten zwischen den 
Vertragspartnern aus oder im Zusammenhang mit dem Vertrag ist der Sitz des Arbeitnehmers. Dies gilt 
ebenso, wenn der Vertragspartner keinen allgemeinen Gerichtsstand in Deutschland hat oder Wohnsitz 
oder gewöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt sind. 

16 SCHLICHTUNGSKLAUSEL 
Die Vertragsparteien verpflichten sich, bei Meinungsverschiedenheiten ein Schlichtungsverfahren mit dem 
Ziel durchzuführen, eine interessengerechte und faire Vereinbarung im Wege einer Mediation mit 
Unterstützung eines neutralen Schlichters unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen, rechtlichen, 
persönlichen und sozialen Gegebenheiten zu erarbeiten. Alle Streitigkeiten, die sich im Zusammenhang 
des Vertrages oder über seiner Gültigkeit ergeben, werden vor Einschaltung der Gerichte nach der 
Schlichtungsordnung der Institution der Industrie- und Handelskammer Bonn/Rhein-Sieg geschlichtet. 

AGB ERGÄNZUNG BERATUNGSDIENSTLEISTUNGEN  
Alle Beratungsleistungen basieren auf der Meinungsbildung des Auftragnehmers und erheben keinen 
Anspruch auf ausschließliche Souveränität. Die Leistungen aus dieser Zusammenarbeit werden auf eigenes 
Risiko des Kunden in Anspruch genommen. Der Auftragnehmer erstellt Beratungsleistungen und 
Ausarbeitungen aus ihm verfügbar gestellten Informationen und eigenen Archivinformationen in 
Verbindung mit der persönlichen Einschätzung für die Situation. Für die Richtigkeit von Ausarbeitungen 
wird nicht garantiert und bei Fehlentscheidungen auf Basis der Ausarbeitungen kann der Auftragnehmer 
nicht haftbar gemacht werden. 

Bonn, November 2014
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